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510025700 850
Likes bekamen die
Bilder der Ausmaße
und das Dankeschön
an die Rettungskräfte
bei Instagram.

Instagram-Follower
verfolgten die aktuelle
Story zu den
Geschehnissen.

Menschen erreichte
der Facebook-Post
des Liveticker-Artikels
zu Sturm „Sabine“ von
PZ-news.
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„Schnee so weit das Auge reicht. Ein
Traum? Nein, schöne Wirklichkeit gestern
in Schömberg. Den Beweis gibt es im
Video unter http://pzlink.de/9o4“
Julia Wessinger, PZ-Redakteurin

Wer sollte statt Annegret
Kramp-Karrenbauer Kanzlerkan-
didat der CDU werden?

A. Friedrich Merz
B. Markus Söder
C. Jens Spahn
D. Armin Laschet

Facebook
facebook.com/pznews

Twitter
twitter.com/pznews

Newsletter
www.pz-news.de/notify  

Instagram
instagram.com/pznews

Snapchat
pznews

Es ist aller Ehren wert, dass An-
negret Kramp-Karrenbauer ihre
Partei nicht in einem noch grö-
ßeren Chaos zurücklassen will.
Das hat auch etwas mit Selbst-
achtung zu tun. Aber die Saar-
länderin ist einer Fehleinschät-
zung unterlegen: Zu meinen,
dass man als Königin ohne
Land und Volk den Prozess der
Übergabe noch steuern und or-
ganisieren kann, ist ein Irrglau-
be. Das hat Angela Merkel nach
dem Verzicht auf den Parteivor-
sitz auch nicht geschafft. Ob-
wohl sie Kanzlerin geblieben
ist. Oder gerade deswegen.

Im Hintergrund werden nun
jene die Fäden ziehen, die sich
für den Titelkampf am geeig-
netsten halten: Armin Laschet,
Friedrich Merz und Jens Spahn.
Und selbstverständlich der
selbstbewusste Bayer Markus
Söder. Sie werden versuchen,
die eigenen Truppen hinter
sich zu sammeln, um innerpar-
teilich in eine Position der Stär-
ke zu gelangen. Nicht ganz aus-
geschlossen ist auch, dass sie
gleich untereinander ausklün-
geln, wer am besten in der Lage
sein wird, die zerrissene Partei
wieder zu einen, Wähler zu-
rückzugewinnen und die Union
aus dem Umfragetief zu führen.
Wobei das bei den großen Egos
der potenziellen Kandidaten
die unwahrscheinlichste Vari-
ante ist. Jedenfalls wird AKK
für den Klüngel nicht mehr ge-
braucht. Angela Merkel aber
auch nicht.

Bei CDU und CSU haben sie
daher erkannt, dass der Zeit-
plan der Vorsitzenden nur Risi-
ken und keine Sicherheiten be-
inhaltet. Und auch das Thema
„wie weiter mit Merkel“ spielt
dabei eine Rolle. Wann immer
auch die K-Frage in den nächs-
ten Wochen oder Monaten ge-
klärt werden wird, es wird sich
sofort erneut die Frage stellen,
ob sich der Kandidat ein ähnli-
ches Schicksal wie Kramp-Kar-
renbauer zumuten will – näm-
lich lediglich neben oder hinter
Merkel zu laufen. Die Antwort
dürfte lauten: sicherlich nicht.
Dann könnte schnell ein muti-
ger Parteifreund bei der Kanzle-
rin im Amt vorstellig werden,
um ihr zu sagen: Angela, es
reicht. Mach Platz.

Abschied
von der Macht
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AKK will die Fäden ziehen,
obwohl sie das nicht mehr kann

Schreiben Sie Ihre Meinung
zum Kommentar an:
politik@pz-news.de

BERLIN. Mehr als zwei Monate
nach einer Strafanzeige gegen
Bundesverkehrsminister Andreas
Scheuer (CSU) wegen der geschei-
terten Pkw-Maut sieht die Berliner
Staatsanwaltschaft keine ausrei-
chenden Verdachtsmomente für
Untreue. „Es ist kein Ermittlungs-
verfahren eingeleitet worden“,
sagte der Sprecher der Anklagebe-
hörde, Martin Steltner, gestern.
Zwei Linke-Bundestagsabgeord-
nete hatten Anzeige wegen Un-
treue gestellt. dpa

K E I N  VER FA H REN

Gute Nachricht
für Scheuer

WIEN. Die Staatsanwaltschaft in
Österreich hat die Ermittlungen
gegen einen ÖVP-Mitarbeiter ein-
gestellt, der im Mai 2019 fünf Fest-
platten des Bundeskanzleramtes
schreddern ließ. Die „Schredder-
Affäre“ hatte während des Wahl-
kampfs in der Alpenrepublik für
großes Aufsehen gesorgt. Die in
Frage gekommenen Straftatbe-
stände hätten sich letztlich aufge-
löst oder keine Beweise vorgele-
gen, teilte die Staatsanwaltschaft
Wien mit. dpa

Ö STERREI C H

Ende der
Schredder-Affäre

BERLIN. Innenstaatssekretär
Marco Wanderwitz (44,
CDU) soll neuer Ost-Be-
auftragter werden und
damit die Nachfolge von
Christian Hirte antreten.
Hirte hatte sein Amt nach
einem freudigen Kommentar
zur Ministerpräsidentenwahl in
Thüringen aufgeben müssen.
Nach Angaben aus Regierungs-
kreisen soll das Kabinett heute
seine Berufung beschließen. Bun-
desinnenminister Horst Seehofer

(CSU) sagte gestern, er freue
sich zwar über die Beru-
fung von Wanderwitz (Fo-
to) zum Ost-Beauftragten.
Er bedauere aber zu-

gleich, dass er das Innen-
ministerium verlasse. Wan-

derwitz beschrieb seine Agenda
wie folgt: Ihm gehe es um das
Thema gleichwertiger Lebensver-
hältnisse in Ost und West. Diese
Frage sei in weiten Teilen der
neuen Bundesländer virulent.
dpa

WA N D ER WI TZ WI RD ‘S

Bundesregierung regelt die
Nachfolge für Ost-Beauftragten

WA SHINGTON . Der Bundesnach-
richtendienst und der US-Aus-
landsgeheimdienst CIA haben
mittels einer Verschlüsselungsfir-
ma über Jahrzehnte hinweg mehr
als 100 Staaten ausgespäht. Das
zeigten von führenden BND- und
CIA-Mitarbeitern verfasste Akten,
die das ZDF und die „Washington
Post“ auswerteten. Der frühere
Kanzleramtsminister Bernd
Schmidbauer (CDU), gebürtiger
Pforzheimer, bestätigte dem ZDF
die Geheimdienstoperation. dpa

G E MEIN S A ME SPI O N A G E

BND und CIA
spähten weltweit

lbrecht Müller (81) veröf-
fentlicht seit mehr als fünf
Jahrzehnten Bücher.  Am

Montag kommt der gebürtige
Kraichgauer nach Pforzheim und
stellt sein jüngstes Werk vor:
„Glaube wenig – Hinterfrage alles
– Denke selbst“. Laut Müller sein
bisher am meisten gefragtes Buch.
Allein schon dank Mundpropa-
ganda habe es der Titel in die Spit-
zengruppe der Bestsellerliste ge-
schafft. Im Interview erzählt er
unter anderem, was ihn mit der
Goldstadt verbindet.

PZ: Herr Müller, der Titel Ihres
Buches kann synonym zur Auf-
forderung „Habe Mut, dich dei-
nes eigenen Verstandes zu be-
dienen“ von Immanuel Kant
verstanden werden. Sehen Sie
sich in dessen Tradition?
Albrecht Müller: Das dürfte ein
bisschen hoch gegriffen sein. Aber
weil ich das schon 55 Jahre mit
meinen Büchern betreibe, fühle
ich mich schon so. Da gab es zum
Beispiel „Die Reformlüge“ über
die Agenda 2010 oder „Die Mei-
nungsmache“ und vor allem mit
der Gründung der „Nachdenksei-
ten“ im Internet habe ich immer
versucht, einen Beitrag dazu zu
leisten, dass wir gute politische
Entscheidungen kriegen. Das ist
eigentlich das Ur-Motiv. Denn ich
habe oft beobachtet, dass häufig
Propaganda und Meinungsmache
zu politisch schlechten Entschei-
dungen führen.

Damit haben Sie die Frage,
warum heute wieder Aufklä-
rung nötig ist, fast schon
beantwortet.
Ja, Aufklärung ist nötig, weil wir
umgeben sind von massiven Kam-
pagnen der Meinungsbeeinflus-
sung. Zwei Beispiele dazu, eines
betrifft auch Pforzheim. Das erste
hat mit uns allen zu tun. So ist
1997/98 im Vorfeld des Wahl-

A

kampfs eine Riesenpropaganda
wegen der Rente und des demo-
grafischen Wandels gelaufen. Es
wurde so dargestellt, als wäre das
Älterwerden etwas ganz Schreckli-
ches für uns. Der Generationen-
vertrag würde nicht mehr funktio-
nieren. Die Schlussfolgerung war,
dass man eine staatlich geförderte
Privatvorsorge einführte, die Ries-
ter-Rente. Das andere: Ich bin gut
60 Kilometer entfernt von Pforz-
heim in Meckesheim im Kraich-
gau aufgewachsen und konnte
1945 am Nachthimmel sehen, als
bombardierte Städte rings um uns
brannten: Bruchsal, Heilbronn,
Heidelberg, Mannheim, Pforz-
heim. Das hat sich bei mir einge-
prägt. Schon deshalb bin ich ge-
gen Krieg. Und jetzt ist es ja so,
dass wir uns 1990 einig waren,
dass wir die Sicherheit in Europa
gemeinsam organisieren und
nicht mehr gegeneinander aufrüs-
ten wollen. Diese prima Konstella-
tion ist auf den Kopf gestellt wor-
den. Wir sind wieder beim Aufrüs-
ten, wir führen mit anderen zu-
sammen wieder Krieg.  Bei der
Münchner Sicherheitskonferenz
sagten drei Repräsentanten unse-
res Staates, wir müssten als Land
wieder Verantwortung überneh-

men. Dafür bin ich auch – aber
nicht mit dem Militär.

Welcher Fall ist in Ihren Augen
der gravierendste Fall von Mei-
nungsmache?
Schon die beiden von mir erwähn-
ten. Der demografische Wandel
und die Zerstörung der Leistungs-
fähigkeit der gesetzlichen Rente,
die hängt nämlich eng damit zu-
sammen und damit die Program-
mierung von Altersarmut. Die an-
dere, dass wir nicht mehr in ge-
meinsamer Sicherheit mit Russ-
land leben können, sondern dass
das Feindbild neu aufgebaut wor-
den ist. Das ist ein ganz gravieren-
der Vorgang, denn ich möchte,
dass meine demnächst sieben En-
kel auch in Frieden leben können.

Sie prangern den Neoliberalis-
mus an. Hat der nicht mittler-
weile abgewirtschaftet?
Ja, schon richtig. Man merkt es ja
an vielen Stellen. Die Privatisie-
rung hat sich zum Beispiel bei So-
zialwohnungen als absoluter Flop
erwiesen. Zwei Kapitel, die ich für
zentral halte, habe ich auch der
dahintersteckenden Ethik gewid-
met. Ich habe ja beides erlebt, den
Einzug des Neoliberalismus mit

der Behauptung, jeder sei seines
Glückes Schmied oder auf die
Straße übertragen: „Freie Fahrt für
freie Bürger!“ Und ich habe Willy
Brandt erlebt mit der Aufforde-
rung an die Menschen, auch an
den anderen zu denken. Dahinter
steckt ein anderes Wertebewusst-
sein. Nämlich, dass wir alle aufei-
nander angewiesen sind. Nach-
dem wir gemerkt haben, was die
neoliberale Ideologie uns angetan
hat, müssten wir insgesamt um-
denken. Wir müssten sagen: Ja-
wohl, Solidarität ist ein ganz wich-
tiger Grundwert. Und wir müssten
wieder solidarisch miteinander
umgehen. Das wäre dann eine Ge-
sellschaft, in der sich vermutlich
viele Menschen aufgehoben füh-
len würden, mehr als heute.

DAS PZ -INTERVIEW

„Feindbild Russland aufgebaut“
„Wie man Manipulationen durchschaut“– so lauten der Untertitel des neuen Buchs von Albrecht Müller und ein
zentrales Anliegen des namhaften Autors. Wie es dazu kam, verrät er am Montag im Autorenforum.

DAS GESPRÄCH FÜHRTE 

MICHAEL SCHENK

Albrecht Müller appelliert mit seinem Buch an unseren Verstand. FOTO: PRIVAT

KARLSRUHE. Das Bundesinnen-
ministerium hat die Veröffent-
lichung einer AfD-kritischen
Interviewäußerung von Res-
sortchef Horst Seehofer (CSU)
auf der eigenen Internetseite
verteidigt. „Zugegeben: Die For-
mulierung ist zugespitzt“, sagte
der Parlamentarische Staatsse-
kretär Günter Krings (CDU) ges-
tern am Bundesverfassungsge-
richt in Karlsruhe. Der Ton in
der Politik sei aber deutlich
rauer geworden. Eine Reaktion
müsse möglich sein.

Das Interview hatte Seehofer
im September 2018 der Deut-
schen Presse-Agentur gegeben.
Am selben Tag hatte die
AfD-Fraktion im Bundestag eine
Diskussion über den Haushalt
des Bundespräsidenten erzwin-
gen wollen. Seehofer bezeichne-
te dieses Verhalten unter ande-
rem als „staatszersetzend“. Nach
der Veröffentlichung stellte das
Ministerium das Gespräch mit
der Passage auf seine Homepage.

Die AfD wirft Seehofer des-
halb vor, staatliche Ressourcen
unzulässigerweise zur Verbrei-
tung einer parteipolitischen
Aussage genutzt zu haben. See-
hofer könne seine Äußerungen
gern über die persönliche
Homepage oder über die Seite
der CSU verbreiten, sagte der
Hamburger AfD-Politiker Alex-
ander Wolf. Der Rückgriff auf
den Apparat des Ministeriums
verzerre aber den politischen
Meinungskampf. Ein Urteil
wird in einigen Monaten erwar-
tet. dpa

Gericht
befasst
sich mit
Seehofer
■ Die AfD hat den
Innenminister wegen
Äußerungen auf der
Homepage des
Ministeriums verklagt.

BONN. Der Münchner Kardinal
Reinhard Marx gibt das Amt
des Vorsitzenden der Deut-
schen Bischofskonferenz (DBK)
ab. Er stehe für eine zweite
Amtszeit nicht mehr zur Verfü-
gung, teilte die DBK gestern
mit. Marx hätte sich bei der
Frühjahrsvollversammlung der
DBK Anfang März in Mainz zur
Wiederwahl stellen müssen.
Jetzt werde dort ein anderer Bi-
schof gewählt werden müssen,
sagte eine DBK-Sprecherin. In
einem Brief teilte Marx mit:
„Schon seit einiger Zeit steht
das für mich fest.“ Am Ende ei-
ner möglichen zweiten Amts-
zeit sei er 72 Jahre alt: „Ich fin-
de, es sollte die jüngere Genera-
tion an die Reihe kommen.“ Er
habe das Amt gerne ausgeübt,
aber alles habe seine Zeit. dpa

Rückzug von
Kardinal Marx

 . . . wurde 1938 in Heidelberg ge-
boren und wuchs in Meckesheim
im Kraichgau auf. Er studierte in
Mannheim, Berlin, München und
Nottingham Volkswirtschaftsleh-
re. Später war er Planungschef im
Bundeskanzleramt unter den
Bundeskanzlern Willy Brandt und
Helmut Schmidt. Von 1987 bis
1994 war der Sozialdemokrat
Mitglied des Deutschen Bundes-
tages und ist seit 2003 als Autor
und Mitherausgeber der Nach-
DenkSeiten tätig. Müller ist Mit-
glied der SPD geblieben, auch
wenn er ihre aktuelle Politik kri-
tisch betrachtet. pz

Albrecht Müller

. . . für  Albrecht Müller am
Montag, 19. Februar, 19 Uhr im
PZ-Forum (Ecke Post-/Luisen-
straße) gibt es für 8,50 Euro
(5,50 Euro mit PZ-Abocard) un-
ter (0 72 31) 93 31 25 oder
online unter www.pz-forum.de

Eintrittskarten

Am Samstag haben wir im Text
„Infamer Missbrauch“ geschrieben,
CDU-Landesfraktionschef Wolf-
gang Reinhart habe dem Thürin-
ger FDP-Politiker Thomas Kemme-
rich am Mittwoch zur Wahl zum
Ministerpräsidenten gratuliert.
Tatsächlich hatte Reinhart auf
Twitter die Wahl als Chance be-
zeichnet, eine Expertenregierung
zu bilden. Zwar war Reinhart dafür
laut Medienberichten in der Frakti-
on kritisiert worden – gratuliert
hatte er Kemmerich aber nicht. pz
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